
H A M B U R G :: Joschka Fischer ist
noch immer ein Publikumsmagnet.
Rund 350 Hamburger folgten gestern
Abend der Einladung der Körber-Stif-
tung und des Magazins „Der Spiegel“
zum „Montag an der Spitze“ ins Körber-
forum. Im Gespräch mit „Spiegel“-
Chefredakteur Georg Mascolo hielt der
ehemalige Außenminister ein flam-
mendes Plädoyer für Europa und warn-
te vor Kleinmut. Das Projekt der euro-
päischen Einigung müsse man auch
über die Köpfe vieler Menschen hinweg
durchsetzen. „Gut, dass wir Politiker
wie Adenauer hatten, die das über die
Köpfe der Menschen entschieden ha-
ben“, sagte Joschka Fischer.

Ausdrücklich stimmte er Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU) in dem
Punkt zu, dass der Euro die Schicksals-
frage Europas sei. Sollte der Euro schei-
tern, scheitere die europäische Eini-
gung, dann scheitere Europa. Wenig
Verständnis zeigte der ehemalige grüne
Spitzenpolitiker für die deutsche De-
batte über die Kosten der Euro-Ret-
tung. „Wir geben das Geld doch nicht
für andere, sondern für uns.“ Deutsch-
land und die deutsche Wirtschaft pro-
fitierten in besonderem Maße von Eu-
ropa.

Zugleich äußerte sich Fischer, der
von 1998 bis 2005 Bundesaußenminis-
ter war, skeptisch über mögliche
schwarz-grüne Bündnisse auf Bundes-
ebene in Zukunft. „Ich bin nie ein
Schwarz-Grüner gewesen“, sagte Fi-
scher. Die kulturellen Differenzen seien
noch immer groß, es werde bis nach
2013 dauern, diese abzubauen. Indirekt
warnte er vor den Folgen schwarz-grü-
ner Flirts für seine eigene Partei. Einige
Funktionäre seien weiter als die Wähler
– das könne sich in einer Demokratie
rächen. (HA)

Joschka Fischer
warnt Europa
vor Kleinmut
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K A R S T E N  K A M M H O L Z
N I N A  PAU L S E N

B E R L I N :: Norbert Lammert ist ein
Meister der Unterhaltung. Das hat vor
einiger Zeit eine Auswertung der Ple-
narprotokolle ergeben. Der Bundes-
tagspräsident hatte demnach die meis-
ten Lacher der Abgeordneten auf seiner
Seite. Darüber hinaus ist Lammert aber
der Meinung, dass es für Politiker vor
allem darauf ankommt, Informationen
zu vermitteln. Warum er etwa Polit-
Talkshows nicht für den richtigen Ort
dafür hält, sagt er im Interview mit dem
Abendblatt. 

Hamburger Abendblatt: Herr Bundestags-
präsident, die Parteien kämpfen derzeit
leidenschaftlich um die Wähler in Nord-
rhein-Westfalen und Schleswig-Holstein.
Würden Sie gern mitkämpfen?
Norbert Lammert: Ich tue es ja, wenn
auch mit angezogener Handbremse.
Wenn man wie ich so viele Wahlkämpfe
auf kommunaler, Landes- und Bundes-
ebene in sehr aktiven Rollen hinter sich
hat, kann man die etwas distanziertere
und stärker moderierende Rolle ganz
gut ertragen.

Wir haben es in diesem Jahr mit vier au-
ßerplanmäßigen Wahlen zu tun – inklu-
sive der des Bundespräsidenten. Gehen
manche Politiker zu leichtfertig mit den
Vorgaben der Verfassung um?
Lammert: Bei genauem Hinsehen ist je-
der einzelne Vorgang, der zu vorzeitiger
Neuwahl geführt hat, anders. Ich zögere
daher mit einer allgemeinen Antwort.
Grundsätzlich kennen wir in Deutsch-
land vorzeitige Auflösungen von Parla-
menten in viel geringerem Umfang als
in anderen Länden mit gewachsenen
Demokratien. Ich will die jüngere Ent-
wicklung nicht als Normalisierung be-
werten. Ich empfehle uns dringend, die
politische Realität wieder näher an die
Verfassungsnorm zu bringen.

Alle Partner der schwarz-gelben Koaliti-
on tun sich seit Regierungsübernahme
schwer miteinander. Besorgt Sie dieser
gegenseitige Umgang?
Lammert: Er gefällt mir nicht. Aber
schon bei den Koalitionsverhandlungen
waren Spannungen absehbar. Dass dies
die Koalition durch die Legislaturperio-
de begleitet hat, erweist sich für beide
Partner – wenn auch nicht im gleichen
Umfang – offenkundig als Belastung.

Schreckt solch ein Dauerstreit nicht
Wähler ab? Stecken die Parteien nicht
auch deswegen in einer Vertrauenskrise?
Lammert: Das glaube ich nicht. Streit
muss sein. Es wäre eher rechtferti-
gungsbedürftig, wenn es über wichtige
Sachverhalte keinen Streit gäbe. Je
wichtiger ein Thema ist, desto unver-
zichtbarer ist der Streit. Fraktionen und
Koalitionen sind keine Gesangsvereine,
wo nach erfolgter Intonation und einer
gemeinsamen Partitur jeder seine vor-
gegebene Partie zu singen hat. Der Sinn
von Parlamenten besteht darin, kon-

kurrierend und notfalls auch konfron-
tativ die unterschiedlichen Meinungen
zur Geltung zu bringen.

Stört es Sie, dass Union und FDP beim
Thema Frauenquote so gar nicht zuein-
anderkommen?
Lammert: Ja. Es ist viel Zeit vergangen,
in der man zwar eingesehen hat, dass es
so nicht weitergehen kann, auf der an-
deren Seite jedoch kaum Veränderung
herbeigeführt hat.

Welches Quotenmodell halten Sie für
richtig?
Lammert: Appelle allein helfen offen-
kundig nicht. Ich halte deshalb eine ver-
pflichtende Frauenquote für richtig. Al-
lerdings müssen wir aufpassen, nicht in
einen Überbietungswettbewerb einzu-
treten, was den statistischen Anteil der
Frauen in Führungspositionen betrifft.
Das Geschlecht sollte auch weiterhin
nicht das herausragende Auswahlkrite-
rium bei der Rekrutierung von Mitar-
beitern und Führungskräften sein.

An der Piratenpartei sehen wir, wie jün-
gere Menschen sich auf einmal in der Po-
litik engagieren. Muss man der Piraten-
partei dafür dankbar sein?
Lammert: Die Bereitschaft jüngerer
Leute, sich auf diesem Wege um Politik
zu kümmern und einzubringen, ver-
dient Respekt und Ermutigung.

Haben die anderen Parteien hierbei Defi-
zite?
Lammert: Alle Parteien haben Defizite,
andere Institutionen übrigens auch.
Man sollte manche Entwicklung aber
nicht für so neu halten, wie sie auf den
ersten Blick erscheint. Ich erinnere
mich noch gut an den Einzug der Grü-
nen in den Bundestag. Vieles, was jetzt
mit Blick auf die Piraten für ein Urer-
eignis gehalten wird, hat damals in
durchaus spektakulärerer Weise statt-
gefunden als heute. Die Grünen wollten
damals keine Partei sein und empfan-
den die Charakterisierung als solche
schon als eine Beschimpfung. Die Grü-
nen sind in einer Weise durch den Par-
lamentarismus domestiziert, erzogen
und transformiert worden, dass dies ei-
ner der schönsten Belege unserer stabi-
len politischen Kultur geworden ist.
Manches spricht dafür, dass auch die Pi-
raten entweder einen ähnlichen Weg
wie die Grünen gehen oder nur eine
Übergangserscheinung in unseren Par-
lamenten sein werden.

Viele Piraten-Anhänger reizen die basis-
demokratischen Möglichkeiten der Par-
tei. Können die etablierten Parteien von
den Piraten lernen?
Lammert: Das müssen sie sogar – im-
merhin haben sich die Kommunikati-
onsformen maßgeblich verändert. Je-
denfalls haben prominente Vertreter
von alteingesessenen Parteien mit ei-
nem bemerkenswerten persönlichen
Ehrgeiz in der Twitter-Virtuosität die
Konkurrenz mit den Piraten längst auf-
genommen.

Man hat den Eindruck, dass der Bundes-
tag sich langsam in den Wahlkampf-
modus für 2013 begibt. Wären fünf-
jährige Legislaturperioden nicht viel 
effizienter?
Lammert: Ich plädiere seit vielen Jah-
ren für eine Verlängerung der Wahlpe-
riode des Bundes auf fünf Jahre. Dies ist
längst der Regelfall in den meisten Bun-
desländern und in Europa. Auch das
Europäische Parlament ist für fünf Jah-
re gewählt. Wir haben eine so regelmä-
ßige Wahl- und Wahlkampflandschaft,
dass dies erkennbar das politische Inte-
resse der allermeisten Bürgerinnen und
Bürger überbietet, vielleicht sogar
überfordert. Mein Eindruck ist, dass die
Häufigkeit von Wahlen auch eine Erklä-
rung für die rückläufige Wahlbeteili-
gung ist.

Sehen Sie eine Chance für eine Verfas-
sungsänderung?
Lammert: Wir brauchen dafür eine koa-
litionsübergreifende Mehrheit, da eine
Verfassungsänderung eine Zweidrittel-
mehrheit erfordert. Wir haben für eine
Verlängerung der Legislaturperiode
zwar schon seit vielen Jahren eine vir-
tuelle Mehrheit im Bundestag. Sie
kommt aber nicht zustande, weil dieses
Thema immer wieder zum Gegenstand
von Verknüpfungen mit anderen 
Themen gemacht wird. Im Ergebnis
entsteht eine Selbstblockade des 
Parlaments in dieser Frage. Würde die
Frage gesondert und nach der persön-
lichen Einschätzung jedes Abgeordne-
ten entschieden, hätte ich überhaupt
keinen Zweifel an der Zweidrittel-
mehrheit.

Verliert der Bundestag in der Euro-Krise
an Macht? Letztendlich werden viele
Entscheidungen in Brüssel getroffen.
Lammert: Der Eindruck besteht sicher
in Teilen der Öffentlichkeit. Das Gegen-
teil ist richtig. Kein anderes einzelnes
Thema trägt in ähnlicher Weise zur Re-
vitalisierung parlamentarischer Zu-
ständigkeiten und zur Neuvermessung
des Verhältnisses von Exekutive und

Legislative bei wie die Euro-Krise. Wir
erleben eine Parlamentarisierung euro-
päischer Entscheidungsprozesse, die in
Vergangenheit rein exekutives Handeln
waren. In Zukunft wird zu jeder einzel-
nen Hilfsmaßnahme die Zustimmung
des Bundestags erforderlich, bevor die
Bundesregierung überhaupt zustim-
men darf.

Bei Ihrer Antrittsrede zur Legislaturpe-
riode 2009 haben Sie kritisiert, dass we-
der ARD noch ZDF die konstituierende
Bundestagssitzung live übertragen. Ha-
dern Sie noch immer mit den öffentlich-
rechtlichen Sendern?
Lammert: Ich hadere nicht mit ARD und
ZDF. Es kann aber nicht sein, dass be-
deutende politische Ereignisse aus-
schließlich im Nischensender Phönix
übertragen werden, während die ge-
bührenfinanzierten Hauptprogramme
gnadenlos eine Seifenoper nach der an-
deren abspielen.

Warum sehen wir Sie nie in Talkshows?
Lammert: Ich habe in solchen Formaten
nichts zu suchen. Es geht dabei vor al-
lem um Unterhaltung und weniger um
Information. Auch die Auswahl der Gäs-
te in diesen Sendungen spiegelt das wi-
der. Die wichtigste Aufgabe des Mode-
rators scheint darin zu bestehen, spä-
testens dann einzugreifen, wenn sich zu
einem ernsthaften Thema eine ernst-
hafte Debatte entwickelt.

Darf Politik nicht auch unterhaltsam
sein?
Lammert: Politik darf durchaus unter-
haltsam sein. Mir wird das ja auch gele-
gentlich attestiert, Politik genau so zu
präsentieren. Es muss aber möglich
sein, ernsthafte Sachverhalte in fünf
aufeinanderfolgenden Sätzen ohne Vi-
deo-Einspielungen oder sonstige Un-
terbrechungen zu entwickeln. Dazu bie-
ten Talkshows keine ausreichende Ge-
legenheit.

Wird die Intelligenz der Zuschauer un-
terschätzt?
Lammert: Die Programmverantwortli-
chen werden sicher das Gegenteil be-
haupten. Ich nehme jedenfalls mit einer
gewissen Beruhigung zur Kenntnis,
dass sich diese Formate zunehmend
totzulaufen scheinen.

Dahinter steht ja vor allem die Frage, wie
sehr sich Politiker auf Massenmedien
einlassen müssen.
Lammert: Natürlich müssen sich Politi-
ker auf Massenmedien einlassen, aber
nicht auf jeden Hype. Politiker sind kei-
ne Entertainer. Wir müssen nicht Pro-
gramme bunt oder schrill machen, son-
dern leider zunehmend komplexe The-
men vermitteln, die oft nicht populär
sind. Das ist angesichts der heutigen
Medienformate nicht immer einfach.
Wir haben an dieser Stelle zweifellos
ein Kommunikationsproblem. Wir lö-
sen die Aufgabe der politischen Infor-
mationsvermittlung nicht so gut, wie es
eigentlich nötig wäre.

„Politiker sind keine Entertainer“
Bundestagspräsident Norbert Lammert über den Koalitionsstreit, Polit-Talkshows und die Aussichten der Piratenpartei

Ich plädiere seit vielen 
Jahren für eine Verlängerung

der Wahlperiode 
des Bundes auf fünf Jahre.

Norbert Lammert, CDU

Die Abendblatt-Redakteure Karsten
Kammholz (l.) und Nina Paulsen mit
Norbert Lammert im Reichstag 
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JAHRESBERICHT

Zahl der Drogentoten
deutlich gesunken

B E R L I N :: Die Zahl der Drogentoten
in Deutschland ist 2011 im Vergleich zu
den Vorjahren stark zurückgegangen.
986 Menschen und damit 20 Prozent
weniger als 2010 starben an den Folgen
des Konsums harter Drogen, teilte die
Bundesdrogenbeauftragte Mechthild
Dyckmans (FDP) in Berlin mit. Die Zahl
der Todesfälle durch Heroin und andere
Drogen geht seit dem Jahr 2008 konti-
nuierlich zurück. (epd)

NEUER FONDS

DDR-Heimkinder werden
ab Juli entschädigt

B E R L I N :: Auch Kinder, die in staat-
lichen Heimen der DDR misshandelt
wurden, werden künftig entschädigt.
Bis zum 1. Juli soll ein Fonds in Höhe
von 40 Millionen Euro eingerichtet
werden, kündigte der parlamentarische
Staatssekretär im Bundesfamilienmi-
nisterium, Hermann Kues (CDU), an.
Der Fonds wird zu gleichen Teilen von
Bund und Ländern finanziert und hat
eine Laufzeit von fünf Jahren. (KNA)

RECHTSEXTREMISMUS

Angehörige der Terror-Opfer
erhielten fast 500 000 Euro

B E R L I N :: Die Bundesregierung hat
bisher annähernd eine halbe Million
Euro an Opfer der rechtsextremen Ter-
rorgruppe NSU oder ihre Angehörigen
gezahlt. Eine Sprecherin des Justizmi-
nisteriums bestätigte einen entspre-
chenden Bericht der „Neuen Osnabrü-
cker Zeitung“. Die Zeitung zitierte aus
einem Schreiben des Ministeriums, in
dem es heißt: „Bis heute konnten an fast
alle bisher bekannten Opfer bezie-
hungsweise Hinterbliebenen in einem
vereinfachten Antragsverfahren Härte-
leistungen als Pauschalbeträge gewährt
werden.“ (dpa)

KUBA

Dissidenten vor Besuch 
des Papstes festgenommen

S A N T I A G O  D E  C U B A :: Papst Bene-
dikt XVI. ist gestern zu seinem Besuch
in Kuba eingetroffen. Kurz zuvor sind
nach Angaben aus Oppositionskreisen
Dutzende Dissidenten auf der kommu-
nistischen Karibikinsel festgenommen
worden. Die Oppositionsgruppe Damas
de Blanco (Damen in Weiß) berichtete,
18 ihrer Aktivistinnen seien festgesetzt
worden, darunter auch sieben in der
Hauptstadt Havanna. Insgesamt sollen
mindestens 47 Regimekritiker vorüber-
gehend festgenommen worden sein.

(dpa)

AFGHANISTAN

Uniformierte erschießt zwei
Briten im Nato-Stützpunkt

K A B U L :: Ein Mann in einer afghani-
schen Militäruniform hat in einem
Nato-Stützpunkt im Süden Afghanis-
tans zwei britische Soldaten erschos-
sen. Nato-Soldaten hätten das Feuer er-
widert und den Angreifer erschossen,
teilte ein Sprecher des westlichen Ver-
teidigungsbündnisses mit. Angriffe auf
Nato-Soldaten haben seit der Verbren-
nung von Koranschriften auf einem 
US-Stützpunkt im Februar zugenom-
men. (dapd)

SENEGAL

Oppositionskandidat Sall
wird neuer Präsident

N A I R O B I :: Machtwechsel im Sene-
gal: Der Oppositionskandidat Macky
Sall, 50, wird neuer Präsident des west-
afrikanischen Landes. In der Stichwahl
besiegte der Geologe den langjährigen
Amtsinhaber Abdoulaye Wade, 85. Sall
versprach „eine neue Ära“ für den Se-
negal. Er war von 2004 bis 2007 Premi-
erminister unter Wade, hatte sich dann
aber mit dem Präsidenten überworfen.
Vor dem Wahlgang war es zu gewaltsa-
men Protesten gekommen. (epd)

ISRAEL

Uno-Ermittler dürfen nicht
ins Westjordanland

J E R U S A L E M :: Israel will eine Un-
tersuchung jüdischer Siedlungen im
Westjordanland durch den Uno-Men-
schenrechtsrat nicht zulassen. Diese
Entscheidung habe Außenminister
Avigdor Lieberman bekannt gegeben,
sagte ein Ministeriumssprecher. Der
Menschenrechtsrat hatte vergangene
Woche beschlossen, ein Team in die
Siedlungen im Westjordanland und in
Ostjerusalem zu entsenden. (dapd)

B E R L I N :: Die Bundesregierung geht
in den Verhandlungen über eine Aufsto-
ckung der Euro-Rettungsschirme auf
die EU-Partner zu. Bundeskanzlerin
Angela Merkel stellte sich gestern erst-
mals offen hinter ein Modell, nach dem
zu dem dauerhaften Rettungsschirm
ESM die bereits vergebenen Hilfspro-
gramme aus dem EFSF hinzugerechnet
werden. „Wir könnten uns vorstellen,
dass diese 200 Milliarden parallel zu
dem ESM von 500 Milliarden laufen,
solange bis sie von den Programmlän-
dern zurückgezahlt sind“, sagte Merkel
nach einer Sitzung des CDU-Präsidi-
ums. Auch der CSU-Vorstand stellte
sich hinter den Plan. Allerdings beharr-
te CSU-Chef Horst Seehofer darauf,
dass die tatsächlich übernommene
deutsche Haftung für Hilfen für Euro-
Staaten nie über 211 Milliarden Euro
steigen dürfe. 

Stimmt auch die FDP diesem Mo-
dell zu, was erwartet wird, hat Bundes-
finanzminister Wolfgang Schäuble eine
Verhandlungsposition für das Euro-Fi-
nanzministertreffen am Wochenende
in Kopenhagen. Seit Wochen drängen
internationale Partner Deutschland,
den Schutzwall erheblich zu erhöhen. 

Der Bundestag soll im Mai den
ESM-Vertrag verabschieden, der eine
Obergrenze von 500 Milliarden Euro
vorsieht. Da der ESM um ein Jahr vor-
gezogen wird und nun bereits im Juli
zum Einsatz kommen soll, überlappt er
sich mit dem bis Mitte 2013 laufenden
bisherigen Rettungsschirm EFSF. Des-
halb muss geklärt werden, wie beide
Schirme kombiniert werden können.
Die EU-Kommission hatte dazu drei
Modelle vorgeschlagen. 

Zur Begründung sagte Merkel, dass
zwar die Umschuldung Griechenlands
gut verlaufen sei, man aber noch weit
von einer Normalsituation in der Euro-
Zone entfernt sei. „Wir sehen eine rela-
tiv große Sensitivität oder Fragilität,
wenn man sich die Zinsen anschaut von
Portugal, aber auch von Spanien letzte
Woche“, sagte die CDU-Vorsitzende.

Der Kompromiss besteht darin,
dass Merkel und Seehofer einerseits be-
tonen, dass die ESM-Obergrenze weiter
bei 500 Milliarden Euro liegen wird.
Andererseits akzeptieren sie nun aber,
dass die bereits laufenden Programme
für Portugal, Irland und Griechenland
zum ESM-Volumen addiert werden
dürfen. Theoretisch ergibt sich daraus
ein Schutzwall um die Euro-Zone von
rund 700 Milliarden Euro. (rtr)

Merkel zeigt sich
kompromissbereit
bei Euro-Rettung

Die Rettungsschirme ESM
und EFSF sollen eine Zeit lang
auch parallel laufen können


